
INFORMATION NACH ART. 13 UND 14 

DATENSCHUTZGRUNDVERORDNUNG (DS-GVO) 

 

Vollzug des Masernschutzgesetzes 

 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 

Abteilung 5.3 - Gesundheit  

Bahnhofstr. 9 

56068 Koblenz 

Telefon: 0261 / 108-0 

E-Mail: info@kvmyk.de 

 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz  

Datenschutzbeauftragte 

Bahnhofstr. 9 

56068 Koblenz 

Telefon: 0261 / 108-556 

E-Mail: datenschutz@kvmyk.de 

 

Zweck der Verarbeitung ist die Erfüllung der vom Gesetzgeber zugewiesenen öffentlichen Aufgaben 

aus dem Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention (Masernschutzgesetz) 

bzw. dem Infektionsschutzgesetz (IfSG).  

Dieses dient der Bekämpfung und Prävention übertragbarer Krankheiten und der Prävention 

übertragbarer Krankheiten im Bereich der Gesundheitsfürsorge; im vorliegenden Fall dem Schutz vor 

Masern und der Stärkung der Impfprävention. 

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten und der Gesundheitsdaten erfolgt auf Grundlage von 

Artikel 6 Absatz 1 lit. e) DSGVO, Artikel 9 Abs. 2 lit. i) DSGVO i. V. m. § 20 IfSG. 

 

1. Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 IfSG 

(Kindertageseinrichtungen, Kinderhorte, die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige Kindertagespflege, Schulen und sonstige 

Ausbildungseinrichtungen) betreut werden, 

2. Personen, die bereits acht Wochen 
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a) in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 IfSG (Heime) betreut werden oder 

b) in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 IfSG (Einrichtungen zur gemeinschaftlichen 

Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbar Ausreisepflichtigen, Flüchtlingen und 

Spätaussiedlern) untergebracht sind und 

3. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 IfSG:  

1.   Krankenhäuser, 

2.   Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

3.   Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare 

medizinische Versorgung erfolgt, 

4.   Dialyseeinrichtungen, 

5.   Tageskliniken, 

6.   Entbindungseinrichtungen, 

7.   Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Nummern 1 bis 6 

genannten Einrichtungen vergleichbar sind, 

8.   Arztpraxen, Zahnarztpraxen, psychotherapeutische Praxen, 

9.   Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

10. Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Untersuchungen, 

Präventionsmaßnahmen oder ambulante Behandlungen durchgeführt werden, 

11. Rettungsdienste und Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes. 

sowie § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 IfSG tätig sind. 

 

• Anrede  

• Name und Vorname  

• Geschlecht  

• Geburtsdatum  

• Anschrift/Adresse (PLZ, Wohnort, Straße und Hausnummer) 

• Name und Anschrift der Sorgeberechtigten (bei Minderjährigen) 

• soweit vorliegend, Telefonnummer und E-Mail-Adresse 

• Name der Einrichtung  

• Gesundheitsdaten nach Art. 9 DS-GVO 

 

• Gesundheitsamt 

• Ordnungsbehörden (bei der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten) 

• Kreiskasse (bei Erhebung von Zwangs- und/oder Bußgeldern) 

• Rechtsamt (in Widerspruchsangelegenheiten) 

• Verwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht RLP (in Klageverfahren)  

 

10 Jahre (Empfehlung KGSt)  



 

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-Grundverordnung 

insbesondere folgende Rechte:  

• Recht auf Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten und 

deren Verarbeitung (Art. 15 DS-GVO)  

• Recht auf Berichtigung, soweit sie betreffende Daten unrichtig oder unvollständig sind (Art. 

16 DS-GVO)  

• Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, soweit eine der 

Voraussetzungen nach Art. 17 DS-GVO zutrifft. Art. 17 Abs. 3 DS-GVO enthält Ausnahmen 

vom Recht auf Löschung zur Ausübung der Meinungs- und Informationsfreiheit, zur Erfüllung 

rechtlicher Speicherpflichten, aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der 

öffentlichen Gesundheit, für öffentliche Archivzwecke, wissenschaftliche, historischen und 

statistische Zwecke sowie zur Durchsetzung von Rechtsansprüchen.  

• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO, insbesondere  

o soweit die Richtigkeit der Daten bestritten wird, für die Dauer der Überprüfung der 

Richtigkeit;  

o wenn die Daten unrechtmäßig verarbeitet werden, die betroffene Person aber statt 

der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangt;  

o wenn die betroffene Person die Daten zur Geltendmachung oder Ausübung von 

Rechtsansprüchen oder zur Verteidigung gegen solche benötigt und deshalb nicht 

gelöscht werden können, oder  

o wenn bei einem Widerspruch nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO noch nicht feststeht, ob die 

berechtigten Interessen der Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen 

Person überwiegen.  

Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DS-GVO gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten aus 

persönlichen Gründen, soweit kein zwingendes öffentliches Interesse an der Verarbeitung besteht, 

das die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegt, oder die Verarbeitung 

der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen dient. 

 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz (55116 Mainz, Hintere Bleiche 34, 

Telefon: 06131 / 8920-0, E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de), wenn sie der Ansicht ist, dass ihre 

personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 

 

Stand der Information: 19.03.2025 
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